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Menschenrechte und Reli-
gionsfreiheit – wo stehen 
wir?

Mangelnde Religionsfreiheit und 
Verletzung der Menschenrechte sind 
nichts Neues in der menschlichen 
Geschichte. Wir hätten wohl einige 
der großen Briefe des Apostel Paulus 
nicht, wenn er nicht immer wieder 
um des Glaubens willen im Gefäng-
nis gewesen wäre. Die Kirche Jesu 
Christi wuchs gerade in ihren ersten 
300 Jahren trotz mangelnder Reli-
gionsfreiheit. Erst unter dem Kai-
ser Konstantin (306 – 337), ab dem 
Jahre 312, gewann der christliche 
Glaube zunehmend auch staatliche 
Anerkennung im römischen Reich. 
Die Verfolgung der Christen und die 
Ausbreitung des christlichen Glau-
bens standen schon seit der Geburts-
stunde des christlichen Glaubens in 
einer gewissen Ko-Relation, denn 
als die Jünger Jerusalem unter Ver-
folgung verließen, entstanden neue 
Gemeinden an Orten wie Antiochien, 
Damaskus und andernorts (Apos-
telgeschichte 8,1–4). Besonders die 

Apostel lehren, dass Verfolgung die 
Kirche nicht zu Entmutigung und 
Aufgabe führen soll, sondern dass 
gerade in Zeiten der Verfolgung Jesus 
Christus besonders gegenwärtig ist 
und seinen Kindern beisteht. Mitten 
im Leiden und der Verfolgung stärkt 
der Herr die Seinen mit Glaubensmut 
und Zuversicht, damals wie heute 
(Römer 5,3–5; 1. Petrus 1,6–7). 

Wenn wir die Geschichte der Kir-
chen in Europa betrachten, können 
wir feststellen, dass dort, wo der 
Staat sich besonders mit einer Kirche 
oder Konfession verbunden wusste, 
abweichende Glaubensrichtungen 
zum Teil heftig verfolgt wurden. Wo 
immer eine Kirche territoriale Besitz-
mentalität aufweist, wurden und 
werden „Abweichler“ benachteiligt, 
in ihrer Freiheit eingeschränkt und 
zum Teil verfolgt. Religionsfreiheit, 
wie wir sie heute kennen, ist eigent-
lich das Resultat der nachreformato-
rischen Religionskriege, bei denen z. 

Wirklich kein Zwang im Glauben? 
Religionsfreiheit und Menschenrechte  
aus islamischer Sicht – eine theologische 
Betrachtungsweise1 
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T. viel Blut geflossen ist – einschließ-
lich der Französischen Revolution 
ab 1789, die sich „Freiheit, Gleich-
heit, Brüderlichkeit“ auf ihre Fahnen 
geschrieben hatte. Durch den Religi-
onsfrieden von Augsburg 1555 wurde 
erst der Weg dazu eröffnet, dass ver-
schiedene Konfessionen nebenein-
ander bestehen konnten. Allerdings 
war es allein die Entscheidung des 
jeweiligen Herrschers, ob sein Land 
katholisch oder evangelisch wurde 
(cuius regio, eius religio). Das Indi-
viduum hatte keine freie Wahl. Erst 
mit dem Westfälischen Frieden von 
1648 gewann der Gedanke Raum, 
dass die Konfession des Herrschers 
nicht zwangsweise der Glaube seiner 
Untertanen sein muss und bei einem 
Konfessionswechsel des Herrschers 
die Untertanen diesen Wechsel nicht 
unbedingt nachvollziehen mussten.2

Die bittere Erfahrung all derer, die 
aus Mangel an Religions- und Glau-
bensfreiheit Europa verlassen haben 
und zu den Gründungsvätern Ameri-
kas gehören, hat wesentlich dazu bei-
getragen, dass in der Amerikanischen 
Verfassung eine Trennung von Staat 
und Kirche ebenso wie auch die indi-
viduelle Religionsfreiheit verankert 
ist. Im „alten Europa“ waren weder 
die katholischen noch die evangeli-
schen Kirchen die Schrittmacher der 
Religionsfreiheit. Im Gegenteil, beide 
haben die Täuferbewegung (Anabap-
tisten) und andere nichtkirchliche 
Gruppierungen verfolgt. Es war die 
Aufklärung, die die kirchlichen Auto-
ritäten zwang, ihre Theologie im Blick 

auf Religionsfreiheit, Gedanken- und 
Gewissensfreiheit zu überdenken.

Religions(un)freiheit aus 
islamischer Sicht

Führende christliche Persönlich-
keiten haben bei der Formulierung 
der Allgemeinen Menschenrechtser-
klärung der Vereinigten Nationen, 
die am 10. Dezember 1948 von der 
Generalversammlung der UN ver-
abschiedet wurde, mitgewirkt. Die 
bittere Erfahrung der Geschichte, 
gepaart mit dem Wissen, dass wir 
Menschen nach Gottes Bild geschaf-
fen sind und daher eine unantast-
bare Würde haben, veranlassten eine 
Persönlichkeit wie Dr. O. Frederick 
Nolde, sich bei den Bemühungen 
der UN wesentlich mit zu beteiligen. 
Die Kirchen Amerikas betrachteten 
Religionsfreiheit als ein internatio-
nales Grundrecht und haben daher 
auch Dr. Nolde schon im Jahre 1943 
beauftragt, sich als Vertreter der Kir-
chen in internationalen Gremien ein-
zubringen und darauf hinzuwirken, 
dass eine universale Erklärung der 
Menschenrechte ausgearbeitet wird, 
die auch die Religionsfreiheit the-
matisiert. Entsprechende Formulie-
rungen der Kommission der Kirchen 
für internationale Angelegenheiten 
wurden, unter der Leitung von Dr. 
Nolde, auf der ersten Vollversamm-
lung des Ökumenischen Rats der 
Kirchen im August 1948 begrüßt. Dr. 
Nolde formulierte für die anschlie-
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ßende Sitzung der UN, welche in Paris 
die Universale Menschenrechtserklä-
rung vorbereitete, den bekannten 
Artikel 18, in dem die volle Religions-
freiheit garantiert wird:

“Jedermann hat das Recht auf 
Gedenken-, Gewissens und Religi-
onsfreiheit; dieses Recht umfasst die 
Freiheit, seine Religion oder Welt-
anschauung zu wechseln, sowie die 
Freiheit, seine Religion oder Weltan-
schauung allein oder in Gemeinschaft 
mit anderen, öffentlich oder privat 
durch Unterricht, Ausübung, Gottes-
dienst und Beachtung religiöser Bräu-
che zu bekunden.“

Es handelt sich bei dieser Allge-
meinen Erklärung der Menschen-
rechte von 1948 um eine politische 
Absichtserklärung, die nicht unmit-
telbar einklagbar ist. Wohl aber ist 
der Internationale Pakt über bürger-
liche und politische Rechte (IPBPR) 
vom 19. Dezember 1966 rechtsver-
bindlich und wurde von 149 Staaten 
ratifiziert, darunter auch von etli-
chen islamischen Staaten. Hierin ist 
im ebenfalls im Artikel 18 zu lesen:

“(1) Jedermann hat das Recht auf 
Gedanken-, Gewissens- und Religi-
onsfreiheit. Dieses Recht umfasst die 
Freiheit, eine Religion oder eine Welt-
anschauung eigener Wahl zu haben 
oder anzunehmen, und die Freiheit, 
seine Religion oder Weltanschau-
ung allein oder in Gemeinschaft mit 
anderen, öffentlich oder privat durch 
Gottesdienst, Beachtung religiöser 
Bräuche, Ausübung und Unterricht 
zu bekunden.

(2) Niemand darf einem Zwang 
ausgesetzt werden, der seine Freiheit, 
eine Religion oder eine Weltanschau-
ung seiner Wahl zu haben oder anzu-
nehmen, beeinträchtigen würde.

(3) Die Freiheit, seine Religion oder 
Weltanschauung zu bekunden, darf 
nur den gesetzlichen vorgesehenen 
Einschränkungen unterworfen wer-
den, die zum Schutz der öffentlichen 
Sicherheit, Ordnung, Gesundheit, 
Sittlichkeit oder der Grundrechte und 
–freiheiten anderer erforderlich sind.

(4) Die Vertragsstaaten verpflich-
ten sich, die Freiheit der Eltern und 
gegebenenfalls des Vormunds oder 
Pflegers zu achten, die religiöse oder 
sittliche Erziehung ihrer Kinder in 
Übereinstimmung mit ihren eigenen 
Überzeugungen sicherzustellen.“3 

Während die Universale Menschen-
rechtserklärung von 1948 die inter-
nationalen Rahmenbedingungen 
geklärt und einen Konsens geschaf-
fen hat, wurde es in den 60iger Jah-
ren des vergangenen Jahrhunderts 
notwendig, eine rechtsverbindliche 
Form für die Erklärung zu finden. 
Viele neue, unabhängige Staaten, die 
bei der Gründung der UN im Jahre 
1948 nicht dabei gewesen waren, galt 
es mit ins Boot der Glaubens-, Gewis-
sens- und Religionsfreiheit zu neh-
men. 

Wenn dabei auch mehr oder weniger 
ein internationaler Konsens erzielt 
wurde, schlich sich leider schon nach 
der Islamischen Revolution 1979 
langsam der Gedanke eines „kultu-
rellen Relativismus“ ein.4 
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Natürlich gibt es noch andere, 
international verpflichtende Erklä-
rungen der UN, welche die Menschen-
rechte tangieren, so auch die Men-
schenrechtscharta der Europäischen 
Union. Beim Lesen der relevanten 
Dokumente des UN Hohen Kom-
missariats für Menschenrechte in 
Genf ist ersichtlich, wie verschiedene 
religiöse oder ideologische Interes-
sengruppen seither versuchen, die 
universalen Menschenrechte zu rela-
tivieren und auszuhöhlen, in dem 
sie deren Universalität infrage stel-
len und durch Gegenpositionen und 
Scheinargumente die Knackpunkte 
eliminieren wollen.

So haben Muslime das Büro der 
UNESCO in Paris im Jahre 1981 dazu 
benutzt, um eine „Universale Isla-
mische Menschenrechtserklärung“ 
zu veröffentlichen. Sie wurde weiter 
entwickelt und so kam es, dass bei 
der 19. Islamischen Außenminister-
konferenz der OIC- der Organisation 
der islamischen Konferenz in Kairo 
am 5. August 1990 - „Die Kairoer 
Erklärung der Menschenrechte im 
Islam“ verabschiedet und von den 45 
islamischen Mitgliedsstaaten ratifi-
ziert wurde. Trotz eines modernen 
Sprachgebrauchs wird in dieser isla-
mischen Erklärung deutlich, dass 
hier der Versuch unternommen wird, 
die universalen Menschrechte isla-
misch zu deuten und zu relativieren. 

Artikel 1 fängt gleich an: „(a) Alle 
Menschen bilden eine Familie, deren 
Mitglieder durch die Unterwerfung 
unter Gott vereint sind und alle von 

Adam abstammen. Alle Menschen 
sind gleich an Würde, Pflichten und 
Verantwortung, und das ohne Anse-
hen von Rasse, Hautfarbe, Sprache, 
Geschlecht, Religion, politischer 
Einstellung, sozialem Status oder 
anderen Gründen. Der wahrhafte 
Glaube ist die Garantie für das Erlan-
gen solcher Würde auf dem Pfad zur 
menschlichen Vollkommenheit. 

(b) Alle Menschen sind Unterta-
nen Gottes, und er liebt die am meis-
ten, die den übrigen Untertanen am 
meisten nützen, und niemand ist den 
anderen überlegen, außer an Fröm-
migkeit oder guten Taten.“

Artikel 18a stellt zwar fest: „Jeder 
Mensch hat das Recht auf persön-
liche Sicherheit, auf Sicherheit seiner 
Religion, seiner Angehörigen, seiner 
Ehre und seines Eigentums,“ und in 
Artikel 10 heißt es: „Der Islam ist die 
Religion der reinen Wesenart. Es ist 
verboten, irgendeine Art von Druck 
auf einen Menschen auszuüben oder 
seine Armut oder Unwissenheit aus-
zunutzen, um ihn zu einer anderen 
Religion oder zum Atheismus zu 
bekehren.“, in den letzten beiden 
Artikeln ist dann aber doch zu lesen:

Artikel 24: „Alle Rechte und Frei-
heiten, die in dieser Erklärung 
genannt wurden, unterstehen der 
islamischen Scharia.“

Artikel 25: „Die islamische Scha-
ria ist die einzig zuständige Quelle 
für die Auslegung oder Erklärung 
jedes einzelnen Artikels dieser Erklä-
rung.“5 
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Die Organisation der Islamischen 
Konferenz (OIC) wurde im Jahre 
1969 gegründet, um die westliche 
Hegemonie in den Internationa-
len Organisationen zu überwinden. 
Die OIC versteht sich als die neue, 
moderne Form des Kalifats, da das 
alte Kalifat mit dem Zerfall des Osma-
nischen Reiches im Jahre 1926 verlo-
ren ging.6 Die OIC wurde beim ersten 
islamischen Gipfeltreffen in Rabat, 
Marokko, im Jahre 1969 gegründet. 
Anlass hierfür war ein Brandsatz in 
der Al Aqsa Moschee in Jerusalem 
und die schwelende Palästinafrage. 
Damals kamen 24 Könige und Staa-
toberhäupter nach Marokko, um die 
OIC zu gründen, um ein koordiniertes 
und abgestimmtes islamisches Vor-
gehen in internationalen Gremien zu 
erzielen und um islamische Interes-
sen zu vertreten, einschließlich der 
Da’wa [islamischen Mission] und der 
islamischen Entwicklungsinteressen. 
Heute hat die OIC 57 Mitgliedsstaa-
ten mit zahlreichen Institutionen, 
einschließlich einer islamischen Ent-
wicklungsbank. Im Jahre 1970 nahm 
die Außenministerkonferenz der Isla-
mischen Staaten ihre Arbeit auf. Das 
vorläufige Büro der OIC ist in Jeddah, 
Saudi Arabien, angesiedelt und wird 
nach der angestrebten „Befreiung“ 
Jerusalems in diese Stadt umziehen. 
In der Gründungscharta der OIC ist 
zu lesen: „Wir bestätigen unsere Ver-
pflichtung zur UN Charta und den 
fundamentalen Menschenrechten, 
deren Zielsetzung und Prinzipien 
eine fruchtbare Kooperation unter 

den Menschen gewährt.“7 Zusehends 
aber ist festzustellen, dass isla-
mische Staaten keine Mühe scheuen, 
ihre islamischen Menschenrechts-
vorstellungen über die universalen 
Menschenrechtserklärungen der UN 
zu stellen. Es wird dabei alles Mög-
liche unternommen, um den Geist 
und Buchstaben der aus islamischer 
Sicht defizitären UN Menschen-
rechtserklärungen durch islamische 
Vorstellungen zu ergänzen und zu 
„islamisieren“. Die OIC spielt übri-
gens überall dort eine wichtige Rolle, 
wo einzelne islamische Länder die 
vollständige Einführung der Scharia 
proklamieren.

Beim 3. Islamischen Gipfeltreffen 
der OIC im Jahre 1981 ist daher in 
den Dokumenten zu lesen: „Striktes 
Befolgen des Islams und der isla-
mischen Prinzipien und Werte in 
der Lebensgestaltung vermitteln den 
höchsten Schutz für die Muslime 
gegenüber den Gefahren, mit denen 
sie sich konfrontiert sehen. Der Islam 
ist der einzige Weg, der ihnen Stärke, 
Würde, Wohlstand und eine bessere 
Zukunft gewährleistet. Der Islam ist 
die einzige Bürgschaft und Garantie 
eines authentischen Schutzes für die 
Umma (islamischen Gemeinde) im 
Blick auf den tyrannischen Einfluss 
des Materialismus. Er (der Islam) 
ist ein kraftvolles Stimulans für die 
Führer und das Volk im Befreiungs-
kampf der Heiligen Stätten und um 
seinen rechtmäßigen Platz in der 
Welt zu erlangen, nämlich im Kon-
zert der Nationen dafür Sorge zu 
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tragen, dass Gleichheit, Frieden und 
Wohlstand für die ganze Menschheit 
erzielt wird.“8

Schon im Jahre 1981 hat der Ver-
treter des Iran bei der Vollversamm-
lung der UN mitgeteilt, dass die 
Universale Menschrechtserklärung 
als eine säkulare Interpretation der 
Judo-Christlichen Tradition betrach-
tet würde. Muslime könnten sie 
daher nicht übernehmen (to imple-
ment). Der iranische Vertreter sagte 
weiter, dass, wenn es zu einer Wahl 
und Übereinkunft kommen müsste 
zwischen der „UN Menschrechtser-
klärung“ und dem im Iran gültigen 
„göttlichen Gesetze seines Landes“, 
sein Land immer das islamische 
Gesetz wählen würde.9  

Was sich hier in der UN Vollver-
sammlung abgespielt hat, veran-
schaulicht die Umsetzung einer 
islamischen Da’wa- Strategie [Mis-
sionsstrategie] auf dem internatio-
nalen diplomatischen Parkett. Dies 
verdeutlicht, wie islamische Lobbyis-
ten und Vertreter in internationalen 
Gremien bewusst islamische Interes-
sen vertreten, auch wenn dies oft ver-
schleiert wird. Das Ziel dabei ist, dass 
die islamische Scharia internationale 
Anerkennung findet und als Teil der 
„universalen“ Erklärungen, die sich 
mit Menschenrechten befassen, ange-
sehen wird. Im letzten Grunde geht es 
hier um die Islamisierung der inter-
nationalen Menschenrechte. Dies ist 
eine Entwicklung, die klar erkannt 
und der gewehrt werden muss, wenn 
wir uns eines Tages im Westen nicht 

in einer Dhimmi-Situation befinden 
wollen [Dhimmi = schutzbefohlener, 
rechtlich benachteiligter Jude oder 
Christ im islamischen Gebiet], in der 
dann womöglich sogar im Westen 
„Abfall vom Islam“ strafbar wäre. 
Nichts weniger streben die Nadel-
streifenanzug tragenden Islamisten 
im Westen an. Dies wird gelingen, 
wenn wir Muslimen einen Status des 
„unterschiedlichen Rechtes“ in einem 
freiheitlichen demokratischen Staat 
zubilligen würden.

Die Islamische Weltliga (Rabita) 
organisierte im Februar 2000 in Rom 
ein internationales Symposium über 
Menschenrechte im Islam. Dieses 
Symposium rief „die Regierungen der 
Welt, wie auch die internationalen 
Organisationen und Einrichtungen 
auf, objektiv die internationalen 
Erklärungen und Menschenrechts-
Konventionen  unter die Lupe zu 
nehmen, um gewisse Lücken to 
schließen, und um sie in Einklang zu 
bringen mit der aktuellen Wirklich-
keit.“ Der Bericht verdeutlicht, was 
mit „aktueller Wirklichkeit“ gemeint 
ist, nämlich, dass die islamische 
Scharia nötig ist, um diese Lücken in 
den Erklärungen und Konventionen 
der UN zu schließen. 

Der Konferenzbericht geht sogar 
noch etwas wagemutiger weiter und 
beantragt eine Revision der Allgemei-
nen Menschenrechts-Erklärung der 
UN. Dieser Konferenzbericht ruft die 
internationale Staatengemeinschaft 
dazu auf, anzuerkennen, „dass das 
Einhalten des islamischen Gesetzes 
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zum Verstehen der Menschen bei-
trägt und internationale Stabilität 
garantiert. Menschenrechte sind 
in der Tat im Islamischen Gesetz 
gegründet.“10

In der verlesenen Grußbotschaft 
des Generalsekretärs der UN, Kofi 
Annan ist zu lesen: „Menschenrechte 
sind der Ausdruck einer Tradition 
der Toleranz in allen Kulturen und 
bilden die Grundlage für Frieden 
und Fortschritt. Menschenrechte, 
richtig verstanden und gerecht inter-
pretiert, sind fremd in keiner Kultur 
und heimisch in allen Nationen.“ 
Kofi Annan zitierte dann aus einem 
Brief des vierten Kalifen, Imam Ali, 
der nach der Eroberung Ägyptens 
„den dortigen Gouverneur anwies, 
alle seine Untertanen mit Milde und 
Toleranz zu regieren, da deine Unter-
tanen ... deine Brüder in der Religion 
und deinesgleichen Mitgeschöpfe 
sind.“ Dieser Brief verdeutlicht in 
einer subtilen Weise, wie eine diplo-
matische Sprache die geschichtliche 
Wirklichkeit und tatsächlichen Her-
ausforderungen verschleiern helfen. 
In diesem geschichtlichen Falle wird 
nämlich die historische Wirklichkeit 
verdreht und verharmlost, ja neu 
geschrieben. Die Untertanen, die 
nicht Muslime wurden, sind damals 
in Ägypten als Dhimmis, das heißt, 
als Zweite-Klasse-Bürger behandelt 
worden und mussten die Kopfsteuer 
(jizya) bezahlen. Auch ist viel Blut bei 
der damaligen Islamisierung geflos-
sen. Die Kopten wurden in ihrem 
eigenen Land ihrer Zivilrechte als 

gleichwertige Bürger beraubt und 
wurden zu besiegten und gedemü-
tigten Bürger in ihrem eigenen Land. 

Dieses Symposium in Rom im 
Milleniums-Jahr 2000 hat eine 14-
Punkte Erklärung mit der Begrün-
dung verabschiedet, dass alles Leben 
unter das Gesetz Allahs zu stellen sei. 
Im Artikel 1 und 5 ist zu lesen:

“1. Der Islam ist sowohl Glaube 
als auch Gesetz (Scharia). Er bietet 
umfassende Rahmenbedingungen 
für das menschliche Leben auf dieser 
Erde, in dem Gerechtigkeit geschaf-
fen wird, die Würde des Menschen 
schützt und seine friedvolle Existenz 
mit anderen sichergestellt wird.

2. Respekt vor dem religiösen Glau-
ben in Gott und ein Leben nach den 
göttlichen Prinzipien schaffen ist 
eine gesunde Grundlage, um Koo-
peration und eine friedliche Koexis-
tenz zu erzielen, ein besseres Leben 
für die Menschheit zu sichern.“ Hier 
soll also vermittelt werden, dass 
das Leben unter der Scharia für alle 
Menschen gut sei, auch wenn die 
geschichtlichen Fakten eine andere 
Sprache sprechen.

Das islamische Rechtsver-
ständnis und die Behand-
lung von Nichtmuslimen

Nichtmuslime werden im Islam 
nicht gleichbehandelt. Keine neue 
Geschichtsdeutung kann diese 
geschichtliche und gegenwärtige Tat-
sache aus dem Weg räumen. Der Ruf 
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nach der Scharia bedeutet auch der 
Ruf nach Unterdrückung all derer, die 
nicht Muslime werden wollen. Nicht-
Muslime verlieren unter der Scharia 
ihre Gleichberechtigung. Alles, was 
die UN in ihrem langen Ringen um 
Religionsfreiheit und Menschen-
rechte errungen hat, würde preisge-
geben werden, wenn dies akzeptiert 
würde. Unsere universalen Men-
schenrechte dürfen ihre universale 
Gültigkeit nicht verlieren und durch 
religions-ideologische Lobbyisten 
nicht relativiert werden. Wo immer 
in den letzten Jahren die Scharia 
oder Teile der Scharia (besonders die 
Straf-Gesetze  - die Hudud Gesetze 
der Scharia - eingeführt wurden, 
gab es massive Menschrechtsverlet-
zungen. Nigeria, aber auch der Sudan 
liefern Beispiele, wie offen und subtil 
Konflikte bewusst ausgelöst wurden 
und werden und wie die islamischen 
Kräfte eines Landes die Politiker 
manipulieren und die universalen 
Menschenrechte mit Füßen treten. 
Die islamische Geschichte, wie auch 
die gegenwärtigen Entwicklungen 
in Nigeria, Pakistan, Ägypten und 
Indonesien verdeutlichen, wie in 
solchen geschichtlichen Prozessen 
die nichtmuslimischen Bürger als 
Zweite-Klasse-Bürger im eigenen 
Land behandelt und unterdrückt 
werden.

Der Islam versteht sich seit seinen 
Anfängen als Einheit von Glaube und 
Politik. Diese Einheit von Religion 
und Staat (arab. din wa-daula) ist in 
der Biographie Mohammeds und der 

Frühzeit des Islam in Medina begrün-
det. Der heute erstarkende politische 
Islam erhält seine Inspiration aus der 
Rückbesinnung auf diesen Urislam. 
Die frühe islamische Gemeinschaft 
(arab. umma) in Medina mit Moham-
med als ihrem geistlichen und welt-
lichen Führer, bestimmte wie die 
Frühzeit des Islam den Gang und die 
Entwicklung der islamischen Juris-
prudenz in den ersten 300 Jahren 
dieser expandierenden Religion. Die 
Quellen der Scharia sind der von Theo-
logen ausgelegte Koran11, die Hadithe 
(die dokumentierten und verifi-
zierten Aussprüche Muhammads) 
und sein (aus islamischer Sicht) voll-
kommenes und modellhaftes Leben. 
Weiter wird die islamische Gesetz-
gebung ermöglicht durch einen Kon-
sens (arab. ijma) der Weggenossen 
Muhammads und durch Analogie-
schlüsse der Gelehrten (arab. qiyas 
al-’ulama). Die grundlegenden Inter-
pretationen und Verhaltensmuster 
des frühen Islam bilden die Grund-
dokumente des orthodoxen Islam. 
Die immer wieder deutlich werdende, 
tief verwurzelte Ablehnung jeglicher 
Neuerung im Lichte der modernen 
Welt ist hierin begründet und kann 
auch nicht durch ein „Wunschbild 
Islam“ schöngeredet werden. 

Da es sich vom Islam her bei der 
Scharia nicht um Menschenrecht, 
sondern um unwandelbares gött-
liches Recht handelt, sehen die 
Islamisten in jeglicher „Neuerung“ 
einen potenziellen Abfall vom Islam. 
Daher werden auch vermehrt auf 
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internationalem Parkett Vertreter 
der islamischen Welt die Scharia 
ins Gespräch bringen und zunächst 
durch Da’wa [Mission] einladen, frei-
willig die Scharia zu akzeptieren. 
Doch müssen wir uns im Klaren sein, 
dass auch der Jihad [die Anstrengung 
für die Sache Allahs] in allen Ausprä-
gungen längerfristig als ein diesen 
Prozess beschleunigendes „Hilfsmit-
tel“ eingesetzt und von Islamisten 
nicht verschmäht werden wird. Die 
in manchen Städten Englands und 
Frankreichs sich anbahnenden und 
immer wieder aufflammenden kom-
munalen Konflikte müssen in diesem 
Lichte gesehen werden. Dies bedeu-
tet aber auch, dass bei Muslimen das 
politische Denken und Handeln von 
einer geteilten Weltsicht beeinflusst 
wird: von der Sicht eines „dar ul-
Islam“ und eines „dar ul-harb“ [des 
„Haus des Islam“ und des „Haus des 
Krieges“], beeinflusst wird, die auch 
im 21. Jahrhundert nicht nur in den 
Köpfen der Islamisten verankert ist. 
Es ist deutlich festzustellen, dass 
in allen inzwischen unabhängigen 
früheren islamischen Koloniallän-
dern, die bei ihrer Unabhängigkeit 
oft eine Zivilgesetzgebung nach euro-
päischem Vorbild angenommen hat-
ten, diese Zivilgesetzgebung inzwi-
schen zurückgedrängt wurde und 
noch wird. Dies ist meines Erachtens 
der Versuch der konservativen isla-
mischen Kräfte in diesen Ländern, 
wieder vor-koloniale Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, um die Gesetz-
gebung der islamischen Scharia zu 

unterstellen. Man denkt und erhofft 
sich, dass man auf diesem Weg den 
verloren gegangen Glanz der isla-
mischen Geschichte wiederzugewin-
nen. Leider geschieht diese Entwick-
lung überall auf Kosten all derer, die 
sich den „dar ul-Islam“ nicht zu eigen 
machen und in ihren Ländern demo-
kratische und säkulare Vorstellungen 
verwirklicht sehen wollen.

Nun aber ist erkennbar, wie durch 
die OIC und die islamischen Vertreter 
in internationalen Gremien der Ver-
such unternommen wird, dem isla-
mischen Recht größeren Raum ein-
zuräumen. Dass sich dies nicht nur 
auf der Ebene der Menschenrechte 
abspielt ist klar, denn der Islam ist 
auch ein bedeutender Wirtschafts-
faktor, so dass inzwischen das isla-
mische Bankwesen global etabliert 
wird.

In diesem Vortrag geht es uns aber 
um die universalen Menschenrechte. 
Es muss daher allen freiheitslie-
benden Menschen, welche die Uni-
versalen Menschenrechte schätzen, 
klar sein, dass wir es international, 
ohne Schaden zu leiden, nicht hin-
nehmen können, dass die univer-
salen Menschenrechte durch einen 
partikularen Relativismus negiert 
werden. Keiner Ideologie oder Reli-
gion, welche die Gleichberechtigung 
aller Menschen im Sinne von Arti-
kel 18 der UN-Menschenrechtser-
klärung nicht voll akzeptiert, sollte 
zugestanden werden, diese freiheit-
lichen Grundrechte der Menschheit 
so auszuhöhlen und zu relativieren, 
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wie dies heute bereits geschieht. Auf 
keinem ideologischen oder religi-
ösen Altar – auch nicht auf dem der 
„political correctness“ – dürfen die 
internationalen Errungenschaften 
der letzen 60 Jahre im Blick auf Men-
schenrechte und Religionsfreiheit 
einfach geopfert werden. Der Islam 
behandelt z. B. nicht alle Menschen 
mit gleicher Würde, die nach dem 
Bild Gottes geschaffen sind und die 
Herrlichkeit Gottes widerspiegeln. 
Der Ruf nach der Scharia bedeute 
nämlich für alle, die sich der Rechtlei-
tung des Islam nicht fügen, die Rolle 
eines Dhimmi [Schutzbefohlenen] 
einzunehmen und sich entsprechend 
untergeordnet zu verhalten. Tragisch 
dabei ist, dass Mangels eines geisti-
gen und moralischen Rückgrats und 
vermeintlicher „political correctness“ 
heute schon viele im Westen diese 
Vorleistung eines Dhimmi erbringen 
und schweigen, wo ein deutliches 
Nein zu hören sein sollte.12 

Wie ein Dhimmi-Dasein auch im 
21. Jahrhundert auszusehen hat, 
kann durch eine Veröffentlichung der 
„Abteilung für Islamische Angelegen-
heiten“ der Saudi-Arabischen Bot-
schaft in Washington D.C. illustriert 
werden: Auf dieser Webseite, die erst 
vor einigen Monaten geschlossen 
wurde und nun umgestaltet wird, 
war bis vor Kurzem zu lesen: „Mus-
lime sind von Nichtmuslimen durch 
Kleidung zu unterscheiden (discri-
minated from). Es ist ihnen nicht 
erlaubt, verurteilungswürdige Taten 
und Gesten zu zeigen, die mit dem 

Islam in Konflikt stehen, wie Kreuze 
und Glocken. Das Einhalten dieser 
Regeln fördert Einvernehmen unter 
(mit) den Muslimen und beseitigt 
alle Spuren der Feindschaft und des 
Hasses.“13

Es kann nicht genug betont wer-
den, dass der Islam selbst in Län-
dern, wo die Zivilgesetzgebung allen 
Bürgern gleiche Rechte zugesteht, die 
Wirklichkeit für Nichtmuslime oft 
sehr bedrückend sein kann. In Nige-
ria haben z. B. inzwischen 12 Bun-
desstaaten ungeachtet der säkularen 
Verfassung des Landes die Scharia 
eingeführt. In manchen Staaten wur-
den bewusst Konflikte ausgelöst, um 
die nichtmuslimische Bevölkerung 
einzuschüchtern. In einigen dieser 
Bundesstaaten von Nigeria machen 
Muslime weit weniger als 50% der 
Bevölkerung aus, dennoch werden 
durch Hilfe des Sudan und Saudi-
Arabiens jetzt Scharia-Gerichte etab-
liert und entsprechende Richter aus-
gebildet. Viele Menschenleben hat 
dieser Konflikt in den letzten Jah-
ren schon gekostet. Problematisch 
ist es es, wenn Christen sich wehren 
und zurückschlagen, weil dies den 
Akteuren eine vermeintliche Recht-
fertigung für politische Unruhen 
liefert, um wiederum in anderen 
Teilen des Landes Vergeltung üben 
zu können. Dies geschah z. B. am 
13. Mai 2004 in und um Kano, als 
dort etwa 3000 Christen umkamen. 
Zuvor waren am 24. Februar 2004 
im Plateau Staat in Yalwa 8 Kirchen 
gebranntschatzt und 48 Christen 
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umgebracht worden. Am 3. Mai 2004 
rächten sich die Christen und brach-
ten in Yelwa 67 Muslime um (und 
nicht 630, wie berichtet wurde). Die-
ser Vorfall wurde dann einige Wochen 
später, also am 13. Mai 2004, als 
„Rechtfertigung“ für die Ausschrei-
tungen in Kano bezeichnet.14 

Religionsfreiheit und die 
Apostasie-Gesetzgebung 
im Islam

Der Artikel 18 der Universalem 
Menschenrechtserklärung gewährt 
einer Person ausdrücklich die Frei-
heit, seine Religion wechseln zu 
können. Dies wird im Islam grund-
sätzlich abgelehnt und verboten. Ein 
Hadith sagt: „Wer immer seine Reli-
gion wechselt, den tötet.“15 Muslime 
behaupten im Dialog gerne, dass der 
Islam für Frieden stehe und es in der 
Religion keinen Zwang gibt: „Es sei 
kein Zwang im Glauben. Klar ist nun-
mehr unterschieden das Recht vom 
Irrtum.“16 Doch diese Sure verbie-
tet nur zwanghafte oder ungewollte 
Bekehrung zum Islam, gestattet aber 
Muslimen nicht, einen andern Glau-
ben zu wählen. Zudem scheint dieser 
Vers ohnehin durch den „Schwert-
vers“ in Sure 9,5 abrogiert zu sein: Es 
besteht kein Zweifel daran, dass die 
Glaubens- und Gewissensfreiheit im 
Islam nicht gewährt werden, beson-
ders dort nicht, wo diese Gewissens-
freiheit mit dem islamischen Gesetz 
in Konflikt gerät.17 

In unseren Tagen haben eine 
Reihe islamischer Intellektueller 
den Versuch gestartet, den Islam 
aus seiner geschichtlich-politischen 
Zwangsjacke zu befreien, indem sie 
es wagten, den friedlicheren mekka-
nischen (früheren) Suren eine höhere 
Bedeutung zuzumessen als den krie-
gerischeren (späteren) medinen-
sischen. Sie behaupteten, dass die 
Suren mit stärker sozio-politischen 
Inhalten aus der medinensischen 
Zeit eher zeitbedingt seien und heute 
angesichts der Moderne auch zeitbe-
dingt zu interpretieren seien. Dafür 
werden diese muslimischen Intellek-
tuellen prompt von der Al-Azhar Uni-
versität und Moschee, aber auch vom 
wohl einflussreichsten Rechtsgutach-
ter des Senders al Jazeera, von Yusuf 
al-Qaradawi des Abfalls vom Islam 
bezichtigt und massiv bedroht. 

Der leitende Sheikh der al-Azhar 
Universität bemerkt diesbezüglich: 
„Jedermann, der Zweifel äußert über 
die prophetische Rolle der Sunnah 
[des Vorbilds Muhammads] als Quelle 
der Gesetzgebung, handelt nach 
einem dem Islam feindlich geson-
nenen Plan ... Wir haben kein Leben, 
keine Zukunft oder Größe in der 
Gesellschaft, es sei denn, wir halten 
fest an Koran und Sunnah. Es ist ver-
pflichtend für uns alle, dass wir wie 
ein Mann gegen jedermann zusam-
menstehen, der die Sunnah angreift 
oder leugnet, denn die Gesetze zwi-
schen den Menschen und Allah 
erhalten ihre Korrektur nicht ohne 
die Sunnah, denn dadurch werden 
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die Regeln im Detail erklärt and klar-
gestellt, auf was es ankommt.“18 Für 
Yusuf al-Qaradawi ist der Abfall vom 
Islam schon dadurch gegeben, dass 
Einzelne oder Gruppen vom Konsens 
der islamischen Lehre abweichen. 
Er ist der gegenwärtige Vorsitzende 
des Europäischen Fatwa-Rates. Wir 
sollten gut zuhören, wie er Apostasie 
(arab. ridda) definiert und aus wel-
cher Richtung er die Gefahren für 
den reinen Islam kommen sieht. “Die 
muslimische Gesellschaft wird in 
unserer Generation mit einem gewal-
tigen Angriff mit schweren Attacken 
mit dem Ziel konfrontiert, sie zu ent-
wurzeln. Und dies manifestierte sich 
durch die Invasion christlicher Missi-
onare, die ihren mit dem westlichen 
Kolonialismus nahm und sich in der 
islamischen Welt und unter den isla-
mischen Gemeinschaften und Min-
derheiten (außerhalb der islamischen 
Welt) fortsetzte ... und durch die 
kommunistische Invasion die ganzen 
muslimischen Länder in Asien und 
Europa zerstört und keine Mühe 
gescheut hat, den Islam zu eliminie-
ren und ihn letztendlich aus dem 
Leben seiner Leute wegzunehmen ... 
und durch die dritte und schlimmste 
Invasion, nämlich die säkulare Inva-
sion, die bis in unsere Tage anhält 
mitten im Herzen der islamischen 
Welt; manchmal geschieht dies offen, 
manchmal verdeckt, und verfolgt so 
den wahren Islam ...“

Und weiter: „Für die muslimische 
Gesellschaft, welche ihre Existenz 
bewahren will, ist es ein Muss, gegen 

den Abfall (ridda) zu kämpfen, von 
wo immer und in welcher Form auch 
immer (dieser Angriff) geschieht. Er 
darf sich nicht wie ein Wildfeuer auf 
einem Stoppelfeld (field of thorns) 
ausbreiten.“ In seinem Buch „Islam 
und Säkularismus“ erklärt al-Qara-
dawi: „Die muslimischen Weisen 
waren sich immer darin einig, dass 
wenn jemand innerhalb der Religion 
leugnet, was er als Religion erkannt 
hat, ein Apostat ist, der seine Reli-
gion verlassen hat. Der Imam muss 
ihn zur Buße bewegen, damit er 
seine Abweichungen vom gerechten 
Pfad zurücknimmt, oder das Gesetz 
für einen murtadd [Abgefallenen] 
ist auf ihn anzuwenden.“ Das bedeu-
tet aber dann doch wohl auch, die 
Scharia auch gegen „Abweichler“, 
sprich: Apostaten anzuwenden. Sol-
che Gedanken einer „Meinungsdik-
tatur“ sollten uns alle wach rütteln, 
zumal wie nach dem 2. Weltkrieg der 
Auffassung waren, so etwas sei jetzt 
überwunden.

Es gibt eine ganze Reihe von Koran-
versen, die für den Abfall vom Islam 
harte Strafen androhen. Die isla-
mische Gesetzgebung hat das Urteil 
nicht der dort prophezeiten „gött-
lichen Strafe“ nach dem Ableben eines 
Menschen überlassen, sondern regelt 
diese Strafe für das Hier und Heute. 
Die Argumente gehen größtenteils in 
die Richtung, dass das Strafmaß für 
diese Erde festgelegt und auszuführen 
sei, wenn nicht durch den Staat und 
die Moschee, dann wenigstens durch 
die Familie, damit sie ihre Ehre rettet 
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und die Entehrung, die ein Apostat 
verursacht hat, nach Allahs Willen 
wieder gutgemacht werden kann. 

Es ist daher ein Wunder und eine 
Verdeutlichung des rettenden Heils-
willens des Dreieinigen Gottes, dass 
auch heute noch Einzelne und ganze 
Familien von der Wahrheit in Jesus 
Christus so erfasst werden, dass sie 
bereit sind, um der Wahrheit des 
Evangeliums willen sogar ihr Leben 
aufs Spiel zu setzen. Der iranische 
Pastor Mahdi Dibaj schrieb z. B. 
in seiner Verteidigungsschrift im 
Dezember 1993 gegen die Anklage 
des Abfalls vom Islam, dass er kein 
Apostat sei, sondern in Gottes Liebes-
vorsehung schon vor Grundlegung 
der Welt erwählt war, Jesu Eigentum 
zu sein. Für diesen Mut hat er mit sei-
nem Leben bezahlt.

In Sure 16, 108 heißt es: „ Wer 
Allah verleugnet, nachdem er an ihn 
geglaubt hat, es ei denn, er sei dazu 
gezwungen und sein Herz sei fest im 
Glauben –, jedoch wer seine Brust 
dem Unglauben öffnet – auf sie soll 
kommen Zorn von Allah und ihnen 
soll sein eine schwere Strafe.“ 

In Sure 4,91 ist zu lesen: „Sie wün-
schen, dass ihr ungläubig werdet, 
wie sie ungläubig sind, und dass ihr 
(ihnen) gleich seid. Nehmet aber kei-
nen von ihnen zum Freund, ehe sie 
nicht auswanderten in Allahs Weg. 
Und so sie den Rücken kehren, so 
ergreift sie und schlagt sie tot, wo 
immer ihr sie findet; und nehmt kei-
nen von ihnen zum Freund oder Hel-
fer.“19

Al-Abdari Ibn Hadj sagt dazu in sei-
nem bekannten Buch al-madkal: „Im 
Blick auf Apostaten ist es erlaubt, sie 
von Angesicht zu Angesicht frontal 
zu töten, oder sie auch rückwärts zu 
überfallen, wie es im Falle von Poly-
theisten getan wird. Zweitens verur-
sacht das Vergießen ihres Blut keine 
Vergeltung. Drittens ist ihr Besitz 
der Raub und die Beute für die wah-
ren Gläubigen. Viertens, ihr Heirats-
bund wird null und nichtig (durch die 
Apostasie).“20

Wenn dies alles nur alte und ver-
staubte Dokumente wären, könnte 
man sie rein wissenschaftlich 
betrachten. Doch moderne Ausleger 
des Islam, wie z. B. Abul A’la Maw-
dudi, Yusuf al Qaradawi und andere 
bestätigen diese Interpretationen. 
Sogar Personen, die schon seit Jahren 
im Westen leben sowie einige Kon-
vertiten zum Islam nehmen eine sol-
che Haltung ein.21 Selbst unter isla-
mischen Gelehrten und Rechtsanwäl-
ten, die im Westen leben, wird Apos-
tasie als „Hochverrat“ gegenüber der 
Umma [islamischen Gemeinschaft] 
betrachtet. Man argumentiert inzwi-
schen, dass ein Apostat den religiösen 
und gesellschaftlichen Frieden stört 
und daher sein Religionswechsel 
auch im Westen in irgend einer Weise 
geahndet und in der Gesetzgebung 
entsprechend berücksichtig werden 
sollte.22 Auf eine öffentliche Debatte, 
dass der Islam im 21. Jahrhundert die 
einzige Religion ist, welche die barba-
rischen Gesetze zum Abfall aufrecht 
erhält und verteidigt, folgt eine Kam-
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pagne von muslimischer Seite mit 
dem Argument, dass diese göttlichen 
Gesetze unumstößlich seien.23 

Um das öffentliche Bewusstsein 
im Westen und der UN Menschen-
rechtskommission zu wecken, hat die 
britische Hilfsorganisation für ver-
folgte Christen „Barnabas Fund“ im 
Jahr 2003 eine Aktion gestartet und 
ein Heft mit dem Titel herausgege-
ben: „Freie Wahl – Die Kosten einer 
Bekehrung“ („Free to Chose: The Cost 
of Conversion“). Diese Aktion war 
verbunden mit einer Briefaktion an 
wichtige Persönlichkeiten in Kirche 
und Gesellschaft, um zu verdeutli-
chen, wie weltweit die Situation von 
Konvertiten aussieht. Eine Petition 
mit einer Unterschriftsaktion wurde 
ebenfalls gestartet, in der es heißt:

„Wir appellieren an die religiösen 
muslimischen Führer und islamischen 
Organisationen, sich öffentlich für 
eine Reform oder Neuauslegung der 
Scharia einzusetzen, damit Muslime, 
die ihre Religion ändern, nicht mehr 
Einschüchterungen, Schikanen, Ver-
folgung oder Tod ausgesetzt sind.

Wir rufen die Menschenrechts-
kommission der Vereinten Nationen 
sowie die westlichen Regierungen 
und andere internationale Organi-
sationen dazu auf, dieses dringende 
Anliegen bei muslimischen Füh-
rungspersönlichkeiten und Organi-
sationen zur Sprache zu bringen und 
ihren Einfluss auszuüben, indem sie 
diese Petition offen unterstützen.“24

Am 28. 7. 2004 wurde Louise 
Arbour, der Hohen Kommissarin von 

der UN Menschenrechtkommission in 
Genf, die Petition mit 88.890 Unter-
schriften aus 32 Ländern überreicht. 
Auch gab es schon bereits Anfang des 
Jahres 2004 eine Pressekonferenz in 
den Räumlichkeiten der UN-Men-
schenrechtskommission zu diesem 
Thema. Appelle richteten sich an die 
UN, diese Ungerechtigkeiten und Ver-
letzungen der universalen Menschen-
rechte beim Religionswechsel nicht 
mehr länger schweigend zu überge-
hen.

Kann länger Schweigen 
nicht Unrecht sein?

Der Weg zu größerer Freiheit für 
Konvertiten und die Situation von 
Christen in islamischen Ländern mag 
noch auf längere Sicht sehr proble-
matisch sein. Wir brauchen hier eine 
größere Bewusstseinsbildung in der 
Öffentlichkeit, Fürbitte für die Ver-
folgten und Solidarität mit den Lei-
denden. Dies erfordert auch den Mut, 
die Probleme nicht länger zu ver-
harmlosen und unter den Teppich zu 
kehren. Wenn die westlichen Länder 
hier weiterhin mit doppeltem Maß 
messen und die Verletzung der Reli-
gionsfreiheit und Menschenrechte 
stillschweigend dulden und billigen, 
weil es ja ohnehin keine große Zahl 
von Konvertiten gibt, müssen sie sich 
nicht wundern, wenn sie eines Tages 
selbst zu Gefangenen ihrer Doppel-
moral werden. „Ausgewogenheit“ auf 
Kosten der Wahrheit ist hier nicht 
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angebracht, wenn wir für Verände-
rungen plädieren und die gewonnene 
Freiheit bewahren wollen.

Im Blick auf die Herausforde-
rungen des 21. Jahrhunderts plä-
diert der frühere Generalsekretär 
der anglikanischen Kirchenmission 
(Church Missionary Society/CMS) 
und spätere Bischof der Diözese von 
Coventry, Simon Barrington-Ward in 
einem Brief: „Die große Frage diese 
Jahrtausends ist immer noch sicher-
lich die der Armut und das daraus 
resultierende Chaos, das wiederum 
die Armut vertieft .... Unsere Herzen 
müssen durchbohrt werden und wir 
müssen anfangen, einen Ausgleich 
der Schmerzen im Leibe Christi zu 
erzielen. Es geht hier um die pau-
linische Gemeinschaft des Reiches 
Gottes, verwurzelt in der Botschaft 
Christi selbst.“25

Zu diesem Ausgleich der Schmer-
zen am Leib Christi gehört sicherlich 
auch, dass wir unsere Geschwister in 
islamischen Ländern nicht im Regen 
stehen lassen. Zum Teil kämpfen sie 
ums Überleben. Es gilt, sie nachhal-
tig zu unterstützen und sich für ihre 
Belange einzusetzen. Muslime versu-
chen, durch Anwendung von Da’wa-
Strategien [Missionsbemühungen] 
in westlichen Ländern, diese Themen 
wie die mangelnde Religionsfreiheit 
im Islam auszuklammern und den 
Islam als Religion vor jeglicher Kritik 
und „Diskriminierung“ zu schützen. 
Muslime hoffen auch, dass durch ent-
sprechende Gesetzgebungen, wie z. 
B. die gegenwärtige Gesetzesvorlage 

der „Religious Hate Bill“ in Großb-
ritannien26 rechtliche Maßnahmen 
geschaffen werden, der Religions-
kritik Grenzen zu setzen und die 
Medien einschüchtern zu können. 
Wer will denn schon Ärger mit dem 
Gesetz? Dann unterzieht man sich 
lieber schon im Vorfeld einer „Selbst-
zensur“. Aber was ist denn die „politi-
cal correctness“ anderes als die Ideo-
logie der Feigen, die dort schweigen, 
wo sie sich um der Wahrheit willen 
exponieren sollten! Islamische Dach-
organisationen haben den Willen 
und die finanziellen Ressourcen, 
rechtlich gegen Kritiker vorzugehen, 
wenn hier bei entsprechenden Geset-
zesvorlagen kein Riegel vorgescho-
ben wird. 

Der Fall der beiden Pastoren Daniel 
Scot und Danny Nalliah im Bundes-
staat Viktoria, Australien, die sich 
über den Islam kritisch geäußert hat-
ten, verdeutlicht, wie problematisch 
diese Frage werden kann: Einige aus-
tralische Muslime besuchten damals 
ein Islamseminar von Daniel Scot und 
stellten anschließend Strafanzeige 
beim Tribunal des Verwaltungsge-
richts im Staate Viktoria. Dieses Ver-
waltungsgericht hat Anzeigen wegen 
Diskriminierung und des Schürens 
von Hass zu beurteilen. Nach einem 
langen Prozess wurden Daniel Scot 
und Danny Nalliah verurteilt, obwohl 
Daniel Scot lediglich bei seinem Semi-
nar und dann auch vor Gericht die 
entsprechenden Gewaltsuren aus dem 
Koran kommentierte. Diese Suren 
aber, welche die religiösen Gefühle 
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der Muslime bei besagtem Islamse-
minar verletzt haben sollten, wollte 
man bei Gericht nicht hören. Ob das, 
was gesagt wurde, der Wahrheit und 
den Fakten entspricht und der Koran 
zur Gewalt gegen Ungläubige ermu-
tigt, spielte bei Gericht keine Rolle, 
wohl aber, was die Ankläger empfun-
den hatten. Wenn solche Gesetze bei 
uns verabschiedet würden, müsste 
damit gerechnet werden, dass auch 
hierzulande „gerichtliche Einschüch-
terungsversuche“ zunehmen würden. 

Wir sind hier in zweifacher Weise 
herausgefordert: Der Einsatz für die 
Religionsfreiheit von Christen muss 
uns selbstverständlich gleichzeitig 
dafür sensibilisieren, sich für die 
Freiheit von Menschen anderen Glau-
bens einzusetzen, auch wenn diese 
Freiheit missbraucht werden kann. 
Die „Islam-Erklärung“ des Arbeits-
kreises Islam der Deutschen Evange-
lischen Allianz, „Christlicher Glaube 
und Islam“ hält daher unter Bezug 
auf das „Manila Manifest“ aus dem 
Jahre 1989 fest: „Christen verlangen 
ernsthafte Religionsfreiheit für alle 
Menschen, nicht nur die Freiheit für 
den christlichen Glauben. In überwie-
gend christlich geprägten Ländern 
gehören Christen zu den ersten, die 
Freiheit für religiöse Minderheiten 
fordern. In überwiegend nichtchrist-
lichen Ländern fordern Christen 
daher für sich selbst nicht mehr als 
für andere in ähnlichen Umständen. 
Die Freiheit, ‚Religion zu bekennen, 
zu praktizieren und zu verbreiten’, 
wie es in der Universalen Erklärung 

der Menschenrechte heißt, sollte und 
muss ein Recht sein, das man sich 
gegenseitig einräumt.“ 

Was aber, wenn im Namen der 
Religionsfreiheit und sogar mit 
Rückenwind der Europäischen Men-
schenrechtskommission musli-
mische Gruppierungen versuchen, 
sich Scharia-konforme Rechtsräume 
zu erzwingen? So unlängst an einer 
Schule in Luton, England, geschehen, 
die einer Schülerin zugestand, die 
Jilbab [ein mantelartiges islamisches 
Gewand, das nur Gesicht und Hände 
freilässt] zu tragen, obwohl für den 
Hijab [den Schleier] bereits eine 
Genehmigung bestand. Die aus 
Bangladesh stammende muslimische 
Rektorin verbot den Jilbab zunächst 
um der anderen Schülerinnen willen, 
denn sie wollte nicht, dass die übrigen 
Schülerinnen durch den Jilbab zu 
sehr islamistisch beeinflusst wurden. 
Nun vertrat jedoch die Ehefrau des 
britischen Premierministers Tony 
Blair, Chery Blair, den Fall als Recht-
anwältin diesen Fall und erzwang die 
Erlaubnis zum Jilbab auf Grundlange 
der Europäischen Menschenrechts-
konvention.27 Es ist nur eine Frage 
der Zeit, bis auch bei uns der Ver-
such unternommen wird, im Namen 
der Menschenrechte und der Religi-
onsfreiheit die religionspolitischen 
Karten Europas neu zu mischen. In 
unserer vernetzten und globalisier-
ten Welt, in der wir gerufen sind, uns 
für die Rechte und Freiheit unserer 
Geschwister und aller Menschen ein-
zusetzen, müssen wir daher ganz neu 



1�

Wirklich kein Zwang im Glauben?

Sonderdruck Nr. 7IfI

lernen was es heißt: „Ihr werdet die 
Wahrheit erkennen, und die Wahr-
heit wird euch frei machen.“28 

Mangelnde Religionsfreiheit be-
rührt den Menschen in seiner tiefs-
ten Seele und fordert alle Menschen 
guten Willens in Kirche und Gesell-
schaft heraus, im Dialog wahrhaftig 
zu sein und zu bleiben, im Einsatz für 
andere einen langen Atem zu bewei-
sen und die Bereitschaft zu besit-
zen, den Schmerz der Leidenden und 
Benachteiligten mitzutragen. Nicht 
nur die Verantwortlichen in Kirche 
und Gesellschaft, sondern die ganze 
Christenheit ist herausgefordert, die 
leidende und verfolgte Kirche auf 
ihre Tagesordnung zu setzen und 
zu erkennen, dass mangelnde Reli-
gionsfreiheit und Menschenrechts-
verletzungen unsere eigene Freiheit 
und Würde tangieren.29 Mangelnde 
Religionsfreiheit und das heutige 
Ausmaß des Leidens der Christen in 
islamischen Ländern, die verursacht 
werden von den Kräften, die von sich 
behaupten, dass die „Lücken in den 
Universalen Menschenrechtserklä-
rungen“ durch die Scharia ergänzt 
werden müssen, dürfen nicht mehr 
länger nur mit Schweigen zur Kennt-
nis genommen werden. Hier wird 
im Grunde erklärt, dass die univer-
salen Menschenrechtserklärungen 
als „abrogiert“ und „überholt“ zu 
betrachten sind – angesichts des 
doch viel höher stehenden „gött-
lichen“ Rechts der Scharia. Hier 
wird der Versuch unternommen, das 
„universale“ durch ein „partikulares“ 

Gesetz abzulösen. Wenn dies ohne 
Widerspruch hingenommen werden 
würde, wären wir in Gefahr, unsere 
eigene Freiheit aufs Spiel zu setzen 
und würden längerfristig ideologisch 
versklavt. Denn die Situation der 
heutigen „Unfreien“ tangiert unsere 
eigene Freiheit mehr als uns bewusst 
ist. Selbst der persische Poet Saadi 
(1184 – 1292) hat dies schon im Mit-
telalter erkannt, als er schrieb:

„Alle Menschen sind doch Glieder 
eines Leibes, Geschaffen aus einer 
Substanz. Wenn das Schicksal einem 
Glied Leiden bringt, können die ande-
ren nicht einfach ruhig bleiben. Ihr, 
die ihr beim Leidensdruck anderer 
gleichgültig bleibt,  seid es nicht wert, 
Menschen genannt zu werden.“30
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